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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

IV/1 - 68070 - E - Me 2/70 Bonn, den 12. August 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Rechtsangleichung in der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinsctiaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27, Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten betreffend Vorschriften über 
Meßgeräte sowie über Meß- und Prüfverfahren. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 15. Juli 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Horst Ehmke 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
betreffend Vorschriften über Meßgeräte sowie über Meß- und 

Prüfverfahren 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In jedem Mitgliedstaat werden die technischen 
Merkmale für die Ausführung und die Arbeitsweise 
von Meßgeräten sowie die Meß- und Prüfmethoden 
durch zwingende Vorschriften festgelegt. Diese Vor- 
schriften sind von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat 
verschieden. Durch ihre Unterschiede behindern sie 
den Warenverkehr und können ungleiche Wett- 
bewerbsbedingungen innerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft schaffen; 

Diese Hindernisse für die Errichtung und das rei- 
bungslose Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
können verringert und beseitigt werden, wenn in 
jedem Mitgliedstaat gleiche Bestimmungen gelten, 
die in einem ersten Stadium als Ergänzung, später, 
wenn die erforderlichen Voraussetzungen gegeben 
sind, anstelle der bisher bestehenden nationalen 
Rechtsvorschriften angewendet werden; 

Die Gemeinschaftsvorschriften bieten selbst wäh- 
rend der Zeit, in der sie gleichzeitig mit den einzel- 
staatlichen Bestimmungen in Kraft sind, den Unter- 
nehmen die Möglichkeit, ihre Fertigung so zu gestal- 
ten, daß die technischen Merkmale ihrer Erzeugnisse 
einheitlich sind und demzufolge innerhalb der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft vertrieben und 
verwendet werden können, nachdem sie die EWG- 
Prüfungen durchlaufen haben; 

Die Gemeinschaftsvorschriften über technische 
Ausführung und Arbeitsweise sollen gewährleisten, 
daß die Meßgeräte bei ständiger Benutzung Meß- 
ergebnisse liefern, die für den Gebrauch, für den sie 
bestimmt sind, hinreichend genau sind; 

Die Beachtung dieser technischen Vorschriften 
wird von den Mitgliedstaaten herkömmlicherweise 
vor dem Vertrieb oder der Erstverwendung sicher- 
gestellt, gegebenenfalls auch während der Benut- 
zung der Meßgeräte, und zwar insbesondere durch 
die Verfahren der Bauartzulassung und der Eichung. 
Zur Verwirklichung des freien Warenverkehrs mit 


Meßgeräten innerhalb des Gemeinsamen Marktes 
ist es weiter erforderlich, in Übereinstimmung mit 
dieser Richtlinie und den Einzelrichtlinien eine ge- 
genseitige Anerkennung der Prüfverfahren zwischen 
den Mitgliedstaaten vorzusehen und hierfür ent- 
sprechende Verfahren für die EWG-Bauartzulassung, 
die EWG-Ersteichung und für EWG-Meß- und Prüf- 
verfahren einzuführen; 

Das Vorhandensein der Zeichen oder Stempel an 
einem Meßgerät oder an einem Erzeugnis, die die 
für sie geltenden Prüfungen durchlaufen haben, läßt 
die Vermutung zu, daß diese Geräte oder Waren den 
einschlägigen technischen Gemeinschaftsvorschriften 
entsprechen, wodurch sich eine Wiederholung der 
bereits durchgeführten Prüfungen bei der Einfuhr 
und bei der Inbetriebnahme erübrigt; 

Die nationalen technischen Regelungen betreffen 
zahlreiche Kategorien von Meßgeräten oder Waren. 
Es empfiehlt sich daher, in dieser Richtlinie die allge- 
meinen Bestimmungen festzulegen, die sich insbe- 
sondere auf die Verfahren der EWG-Bauartzulas- 
sung, der EWG-Ersteichung und auf die EWG-Meß- 
und Prüfverfahren beziehen. In Einzelrichtlinien sind 
für die verschiedenen Gerätearten oder Warengat- 
tungen Vorschriften über die technische Ausführung, 
die Arbeitsweise, die Genauigkeit, die Prüfmodali- 
täten sowie gegebenenfalls die Bedingungen fest- 
gesetzt, unter denen die bisher geltenden tech- 
nischen Vorschriften durch Gemeinschaftsvorschrif- 
ten ersetzt werden; 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Kapitel I - Grundprinzipien 

Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten dürfen den Vertrieb oder 
die Verwendung eines Meßgerätes, nachstehend als 
Gerät bezeichnet, nicht verweigern oder verbieten, 
wenn es mit den in Artikel 4, 6 und 10 vorgeschrie- 
nen EWG-Zeichen und -Stempeln versehen ist. 

2. Die besonderen Richtlinien legen für die betref- 
fenden Gerätearten insbesondere die technischen 
Vorschriften über Ausführung und Arbeitsweise 
fest. Sie bestimmen auch, ob diese Geräte der EWG- 
Bauartzulassung und der EWG-Ersteichung oder 
eines dieser Prüfverfahren unterliegen muß und 
definieren gegebenenfalls die Prüfungen. 

Im Fall wo die besonderen Richtlinien das Prüfver- 
fahren nicht festlegen, werden die EWG-Bauartzu- 
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lassung und die EWG-Ersteichung von den Mitglied- 
staaten nur gefordert, wenn entsprechende Prüfver- 
fahren für dieselbe Geräteart vorgesehen sind und 
letztere den nationalen technischen Vorschriften ent- 
sprechen. 

3. Wenn die Bedingungen es erlauben, legen die 
besonderen Richtlinien das Datum fest, an dem jeder 
Milgliedstaat die nationalen Vorschriften, die für 
die gleichen Geräte gelten wie die gemeinschaft- 
lichen Vorschriften, außer Kraft setzt. 

Kapitel II - EWG-Bauartzulassung 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten erteilen auf Antrag des Her- 
stellers oder seines Vertreters die EWG-Bauart- 
zulassung für jede Gerätebauart und für jede Zu- 
satzeinrichtung, die die Vorschriften über technische 
Ausführung und Arbeitsweise der für die betref- 
fende Geräteart einschlägigen Einzelrichtlinie er- 
füllen. 

2. Der Antrag auf EWG-Bauartzulassung für eine 
bestimmte Gerätebauart ist nur gültig, wenn er in 
einem einzigen Mitgliedstaat erstellt wird. 

3. Änderungen oder Hinzufügungen an einer zuge- 
lasscnen Gerätebauart bedürfen, wenn sie die Meß- 
ergebnisse bzw. die normalen Verwendungsbedin- 
gungen des Gerätes beeinflussen oder beeinflussen 
können, der Genehmigung der Behörde, die die 
EWG-Bauartzulassung ausgesprochen hat. 

4. Die Mitgliedstaaten erteilen die EWG-Bauart- 
zulassung nach den in diesem Kapitel, in Anhang I, 
Absatz 1 und 2 sowie in den Einzelrichtlinien fest- 
gelegten Vorschriften. 

Artikel 3 

Wird eine EWG-Zulassimg für Zusatzeinrichtungen 
erteilt, so werden in der Zulassung festgelegt; 

— die Meßgerätebauarten, denen diese Zusatzein- 
richtungen angebaut bzw. in die sie eingebaut 
werden dürfen; 

— die allgemeinen Bedingungen für die Gesamt- 
funktion der Meßgeräte, für die sie zugelassen 
sind. 

Artikel 4 

Fallen die Ergebnisse der in Anhang I, Absatz 2 
dieser Richtlinie vorgesehenen Prüfung zufrieden- 
stellend aus, so stellt der Mitgliedstaat, der die 
Prüfung durchgeführt hat, eine EWG-Zulassungs- 
bescheinigung aus und übermittelt sie dem Antrag- 
steller, der das in der Bescheinigung angegebene 
Zulassungszeichen auf jedem mit der zugelassenen 
Bauart übereinstimmenden Gerät anbringt. 

Die Bestimmungen über Bescheinigung, Zulassungs- 
zeichen, etwaige Hinterlegung eines Mustergerätes 
und über die Bekanntmachung der EWG-Zulassung, 
sind im Anhang I, Absatz 3, 4, 5 und 6 dieser Richt- 
linie festgelegt. 


Artikel 5 

1. Die EWG-Zulassung gilt zehn Jahre. Sie kann 
mehrfach, jedoch jeweils höchstens um zehn Jahre 
verlängert werden; die Zahl der Meßgeräte, die in 
Übereinstimmung mit der zugelassenen Bauart her- 
gestellt werden kann, ist nicht beschränkt. 

2. Eine EWG-Bauartzulassung kann jedoch be- 
grenzt werden. Sie wird nach Unterrichtung der zu- 
ständigen Behörden der beteiligten Mitgliedstaaten 
erteilt. Sie kann folgende Bedingungen enthalten: 

— die Gültigkeitsdauer wird auf weniger als 
zehn Jahre beschränkt; 

die Zahl der hergestellten Meßgeräte wird 
beschränkt; 

— der Aufstellungsort ist den zuständigen Behörden 
jeweils mitzuteilen. 

Artikel 6 

Falls Einzelrichtlinien bestimmte Meßgeräte von der 
EWG-Bauartzulassung befreien, werden sie vom 
Hersteller unter dessen Verantwortung mit dem 
Sonderzeichen gemäß Anhang I, Absatz 6.3. ver- 
sehen. 

Diese Geräte werden zur EWG-Ersteichung zuge- 
lassen. 

Artikel 7 

1. Die EWG-Bauartzulassung kann widerrufen 
werden, wenn 

a) mdt dem Zulassungszeichen nach Artikel 7 ver- 
sehene Meßgeräte der zugelassenen Bauart nicht 
entsprechen; 

b) die in der Zulassungsbescheinigung vorgeschrie- 
benen Bedingungen nicht eingehalten werden; 

c) das Unternehmen, das die Zulassung erhalten hat, 
seinen Betrieb einstellt oder die Herstellung des 
Gerätes anderen Firmen überträgt. 

2. Die EWG-Zulassung ist zu widerrufen: 

a) wenn die mit dem Zulassungszeichen versehenen 
Geräte bei der Benutzung einen allgemeinen Feh- 
ler erkennen lassen, der sie für ihren Zweck 
ungeeignet macht; 

b) in den in Absatz 1 a) und b) vorgesehenen Fällen 
bei solchen Geräten, die kraft Einzelrichtlinie der 
EWG-Ersteichung nicht unterliegen, wenn der 
Hersteller nach erfolgter Warnung die Überein- 
stimmung mit der genehmigten Bauart bzw. mit 
den Anforderungen der Einzelrichtlinie nicht 
durchführt. 

3. Der Widerruf einer EWG-Zulassung kann nur 
von dem Mitgliedstaat ausgesprochen werden, der 
sie erteilt hat. 

4. Stellen die zuständigen Behörden eines anderen 
Mitgliedstaates als desjenigen, von dem die Bauart- 

I Zulassung des Gerätes erteilt wurde, fest, daß die 
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betreffende Zulassung widerrufen werden muß oder 
kann, so unterrichten sie hiervon die zuständigen 
Behörden des Mitgiiedstaates, der die Bauartzu- 
lassung erteilt hat. 

Sie können nach Unterrichtung der zuständigen Be- 
hörden der anderen Mitgliedstaaten die Einfuhr, die 
Vermarktung und die Benutzung dieser Geräte für 
Zeiträume von jeweils drei Monaten unterbrechen, 
bis der Streitfall nach dem in Absatz 5 dieses Arti- 
kels beschriebenen Verfahren geregelt worden ist. 

5. Wird die Zweckmäßigkeit oder Notwendigkeit 
eines Widerrufs zwischen den zuständigen Behörden 
des Mitgliedstaates, der die Zulassung erteilt hat, 
und denen eines anderen Mitgliedstaates streitig, so 
wird die Kommission damit befaßt und beruft die von 
jedem Mitgliedstaat bezeichneten Sachverständigen. 
Erforderlichenfalls richtet sie die zweckdienlichen 
Empfehlungen an die beteiligten Mitgliedstaaten. 
Vorher kann sie beschließen, daß aufgrund eines 
Gutachtens eine neue Zulassungsprüfung durchge- 
führt wird und bezeichnet die hiermit zu beauf- 
tragenden metrologischen Dienste. 

Kapitel III - EWG-Ersteichung 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten nehmen die EWG-Ersteichung 
an jedem Gerät vor, das die technischen Vorschriften 
über Ausführung und Arbeitsweise der für die be- 
treffende Gerätekategorie einschlägigen Einzelricht- 
linie erfüllt. 

Artikel 9 

Wird ein Meßgerät zur EWG-Ersteichung vorgelegt, 
so prüft der die Ersteichung vornehmende Mitglied- 
staat, ob: 

a) das Meßgerät einer nichtzulassungspflichtigen 
Bauart angehört und im zutreffenden Falle den in 
der einschlägigen Einzelrichtlinie festgelegten 
Vorschriften über technische Ausführung und 
Arbeitsweise entspricht; 

b) das Meßgerät eine EWG-Bauartzulassung erhal- 
ten hat und, zutreffendenfalls, ob es der zuge- 
lassenen Bauart entspricht. 

Die bei der EWG-Ersteichung durchzuführenden 
Prüfungen erstrecken sich, in Übereinstimmung mit 
der bzw. den jeweiligen Einzelrichtlinien, auf: 

— die meßtechnischen Eigenschaften,- 

— die Fehlergrenzen; 

— die konstruktive Ausführung insoweit, als durch 
sie gewährleistet ist, daß die meß technischen 
Eigenschaften bei normalem Gebrauch des Ge- 
rätes nicht nennenswert beeinträchtigt werden; 

— die Wiedergabe der geforderten Aufschriften so- 
wie die Anbringung der Stempelschilder an der 
vorgeschriebenen Stelle. 


Artikel 10 

1. Nach erfolgter EWG-Ersteichung eines Gerätes 
gemäß vorstehendem Artikel sowie gemäß Absatz 1 
und 2 von Anhang II dieser Richtlinie bringen die 
Mitgliedstaaten auf diesem Gerät den EWG-Stempel 
für die teilweise oder vollständige EWG-Ersteichung 
gemäß Anhang II Absatz 3 an. 

2. Für die Ausführung und die Merkmale der 
Stempel für die EWG-Ersteichung gelten die in An- 
hang III aufgeführten Beispiele. 

Artikel 11 

Falls Einzelrichtlinien bestimmte Meßgeräte von der 
EWG-Ersteichung befreien, werden sie vom Herstel- 
ler unter dessen Verantwortung mit dem Zulassungs- 
zeichen gemäß Artikel 4 oder dem Sonderzeichen 
gemäß Artikel 6 versehen. 

Kapitel IV - Gemeinsame Vorschriften für die EWG- 
Bauartzulassung und die EWG-Ersteichung 

Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten treffen alle sachdienlichen 
Regelungen, um die Verwendung von Stempeln oder 
Aufschriften bei Meßgeräten zu verhindern, die zu 
einer Verwechslung mitEWG-Zeichen oder -stempeln 
führen könnten. 

Kapitel V - Verkehrsfehlergrenzen 

Artikel 13 

Werden von den Mitgliedstaaten Prüfungen im Be- 
trieb an Meßgeräten vorgenommen, die Gegenstand 
eines EWG-Prüfverfahrens gewesen sind und EWG- 
Stempel oder -Zeichen tragen, so müssen die Prüfun- 
gen und insbesondere die Verkehrsfehlergrenzen zu 
den Eichfehlergrenzen in demselben Verhältnis 
stehen wie bei Geräten, die einzelstaatliche tech- 
nische Vorschriften erfüllen, sofern die Prüfungen 
und die Verkehrsfehlergrenzen nicht in Einzelricht- 
linien festgesetzt sind. 

Kapitel VI - EWG-Meß- und Prüfverfahren 

Artikel 14 

In Einzelrichtlinien kann die Harmonisierung von 
Meß- und Prüfmethoden behandelt werden. In die- 
sen Richtlinien werden etwaige Sonderstempel und 
Zeichen festgelegt, durch die ausgewiesen wird, daß 
die Vorschriften dieser Richtlinien erfüllt sind. 

Kapitel VII - Anpassung der Richtlinien an den 
technischen Fortschritt 

Artikel 15 

Die zur Anpassung an den technischen Fortschritt 
erforderlichen Änderungen 
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— der Anhänge I und II dieser Richtlinie; 

— der technischen Anhänge zu den Einzelrichtlinien, 
die sich auf die verschiedenen Meßgerätearten 
sowie auf die Einheiten im gesetzlichen Meß- 
wesen und die EWG-Prüfmethoden beziehen; 

werden nach dem in Artikel 7 beschriebenen Ver- 
fahren vorgenommen. 

Artikel 16 

1. Es wird ein Ausschuß für die Anpassung der 
Richtlinie über die Beseitigung der technischen Han- 
delshemnisse bei Meßgeräten an den technischen 
Fortschritt - im folgenden „Ausschuß" genannt - ein- 
gesetzt, der aus Vertretern der Mitgliedstaaten be- 
steht und in dem ein Vertreter der Kommission den 
Vorsitz führt. 

2. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 17 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende 
den Ausschuß von sich aus oder auf Antrag des Ver- 
treters eines Mitgliedstaates. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist Stellung, die der Vorsitzende 
nach Dringlichkeit der betreffenden Frage bestimmen 
kann. Die Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit 
von zwölf Stimmen zustande, wobei die Stimme der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trages gewogen werden. Der Vorsitzende nimmt an 
der Abstimmung nicht teil. 

3. a) Die Kommission trifft die in Aussicht genom- 

menen Maßnahmen, wenn sie der Stellung- 
nahme des Ausschusses entsprechen. 


b) Entsprechen die in Aussicht genommenen Maß- 
nahmen nicht der Stellungnahme des Aus- 
schusses oder ist keine Stellungnahme ergan- 
gen, so schlägt die Kommission dem Rat unver- 
züglich die zu treffenden Maßnahmen vor. Der 
Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag über- 
mittelt worden ist, keinen Beschluß gefaßt, so 
werden die vorgeschlagenen Maßnahmen von 
der Kommission getroffen, 

Kapitel VIII - Schluß bestimmungen 

Artikel 18 

Jede in Anwendung dieser Richtlinie und der Einzel- 
richtlinien getroffene Maßnahme im Einzelfall, die 
die EWG-Bauartzulassung oder die EWG-Erst- 
eichung versagt oder widerruft oder den Verkauf 
bzw. die Benutzung eines Meßgerätes verbietet, ist 
genau zu begründen. Sie wird den Betroffenen unter 
Angabe der in den Mitgliedstaaten zulässige Rechts- 
mittel und der einschlägigen Fristen mitgeteilt. 

Artikel 19 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Bestimmungen in Kraft, um dieser Richtlinie binnen 
18 Monaten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen 
und unterrichten die Kommission unverzüglich hier- 
von. 

2. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß der Kom- 
mission der Wortlaut aller wichtigen innerstaat- 
lichen Bestimmungen mitgeteilt wird, die sie im 
sachlichen Anwendungsbereich dieser Richtlinie zu 
erlassen beabsichtigen. 

Artikel 20 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Brüssel, den .... 

Für den Rat 
Der Präsident 
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Anhang 1 


E W G-Bauartzulassung 


1. Antrag auf EWG-Zulassung 

1.1. Antrag und Schriftverkehr müssen in einer 
Amtssprache des Staates abgefaßt sein, in 
dem der Antrag gestellt wird. 

Dieser Mitgliedstaat kann verlangen, daß 
die beigefügten Unterlagen ebenfalls in der- 
selben Amtssprache abgefaßt sind. 

Die anderen Mitgliedstaaten werden von 
jedem eingereichten Antrag auf Bauart- 
zulassung unterrichtet. 

1.2. Der EWG-Zulassungsantrag enthält fol- 
gende Angaben: 

— Name und Wohnsitz des Meßgeräteher- 
stellers, seines Vertreters oder des An- 
tragstellers, 

— Meßgerätekategorie, 

— vorgesehener Verwendungszweck, 

— meßtechnische Merkmale, 

— etwaige Handelsbezeichnung oder Meß- 
gerätebauart. 

1.3. Dem Antrag sind die zu seiner Prüfung 
erforderlichen Unterlagen in doppelter Aus- 
fertigung beizufügen, und zwar ins- 
besondere: 


1.4. Sind bereits einzelstaatliche Zulassungen 
erteilt, so sind diese dem EWG-Zulassungs- 
antrag beizufügen. 


2. EWG-Zulassungsprüfung 

2.1. Die EWG-Zulassungsprüfung besteht aus: 

2.1.1. einer Prüfung der Unterlagen und der 
meß technischen Merkmale der Bau- 
art; sie wird in den Laboratorien des 
metrologischen Dienstes, in geneh- 
migten Prüfstellen oder am Herstel- 
lungs-, Lieferungs- oder Aufstel- 
lungsort vorgenommen, 

2.1.2. lediglich einer Prüfung der einge- 
reichten Unterlagen, wenn die meß- 
technischen Merkmale im einzelnen 
bekannt sind. 

2.2. Die Zulassungsprüfung erstreckt sich auf 
das Gesamtverhalten des Meßgerätes unter 
üblichen Veränderungsbedingungen. Unter 
diesen Bedingungen muß das Meßgerät die 
geforderten meß technischen Eigenschaften 
bewahren. 

2.3. Art und Umfang der Prüfung nach Absatz 

2.1. werden in den Einzelrichtlinien fest- 
gelegt. 

2.4. Der metrologische Dienst kann verlangen, 
daß der Antragsteller ihm die zur Vor- 
nahme der Zulassungsprüfung erforder- 
lichen Normalgeräte sowie Prüfungshilfs- 
mittel und fachkundiges Personal zur Ver- 
fügung stellt. 

EWG-Zulassungsbescheinigung und -Zeichen 

3.1. Die EWG-Zulassungsbescheinigung gibt die 
Ergebnisse der Bauartprüfung wieder und 
legt die einzuhaltenden Bedingungen fest. 
Die zugelassene Meßgerätebauart wird mit 
einem Zulassungszeichen in Form eines 
stilisierten E versehen. Dieses Zeichen ent- 
hält: 

— im oberen Teil das nationale Kenn- 
zeichen des die Zulassung erteilenden 
Staates (B für Belgien, D für die Bundes- 
republik Deutschland, F für Frankreich, 
I für Italien, L für Luxemburg und NL 
für die Niederlande) sowie die zwei 
letzten Ziffern des Zulassungsjahres, 

— im unteren Teil eine von dem zustän- 
digen metrologischen Dienst festzu- 
legende Bezeichnung (Kenn-Nummer). 

Ein Beispiel für das Zulassungszeichen fin- 
det sich in Anhang I, § 6.1. 


1.3.1. eine Beschreibung mit Erläuterungen 
über: 

— Ausführung und Arbeitsweise des 
Gerätes, 

— Sicherheitseinrichtungen zur Ge- 
währleistung der einwandfreien 
Arbeitsweise, 

— Regulier- und Justiereinrich- 
tungen, 

— die vorgesehenen Stellen für die 
Anbringung: 
der Eichstempel, 

gegebenenfalls der Sicherungs- 
stempel. 

1.3.2. Die Zusammenbauzeichnungen sowie 
gegebenenfalls die Einzelzeichnun- 
gen wichtiger Bauteile, 

1.3.3. eine Schemazeichnung sowie ein 
Lichtbild, die für die Bekanntmachung 
der Bauartzulassung bestimmt sind. 
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3.2. Bei einer EWG-Zulassung mit begrenzter 
Wirkung wird dieses Zeichen durch ein vor 
das stilisierte E gesetztes P von gleicher 
Größe wie dieses ergänzt. 


5.3. Der Widerruf oder die Ablehnung einer 
EWG-Zulassung erfolgt ebenfalls nach dem 
Bekanntmachungsverfahren gemäß Absatz 

5.1 . und 5.2. 


Ein Beispiel für dieses Zulassungszeichen 
mit begrenzter Wirkung findet sich im An- 
hang I, § 6.2. 

3.3. Jedes in Artikel 6 dieser Richtlinie aufge- 
führte Meßgerät wird mit einem besonderen 
Zeichen versehen, das dem EWG-Zulas- 
sungszeichen ähnelt und in dem der stili- 
sierte Buchstabe E durch sein aufrechtes 
Spiegelbild ersetzt ist. 

Ein Muster für dieses Zulassungszeichen mit 
begrenzter Wirkung findet sich in Anhang I, 
§6.3. 

3.4. Die in den vorangehenden Absätzen ge- 
nannten Zeichen sind vom Hersteller auf 
jedem zur Eichung vorgeführten Meßgerät 
an sichtbarer Stelle leserlich und unver- 
wischbar anzubringen. Falls die Anbringung 
auf technische Schwierigkeiten stößt, kön- 
nen Ausnahmen in den Einzelrichtlinien 
vorgesehen oder nach Vereinbarung mit 
den metrologischen Diensten der EWG- 
Länder gewährt werden. 

4. Hinterlegung eines Mustergerätes 

In den in den Einzelrichtlinien vorgesehenen 
Fällen kann die Zulassungsbehörde die Hinter- 
legung eines Mustergerätes der zugelassenen 
Meßgerätebauart verlangen, wenn sie dies für 
erforderlich hält. Anstelle dieses Mustergerätes 
kann der metrologische Dienst auch die Hinter- 
legung von Teilen des Meßgerätes, von verklei- 
nerten Modellen oder von Zeichnungen ge- 
nehmigen. 

5. Bekanntmachung der Zulassung 

5.1. Die EWG-Zulassungen werden in einer Son- 
derbeilage zum Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften bekanntgegeben. 

5.2. Zum Zeitpunkt der Zustellung an den Inter- 
essenten gehen der Kommission und den 
metrologischen Diensten der übrigen Mit- 
gliedstaaten der EWG Abschriften der Zu- 
lassungsbescheinigungen ZU; auf Wunsch 
können diese auch Abschriften der Prüf- 
protokolle erhalten. 


6. Zeichen für EWG-Bauartzulassungen 
6.1. Zeichen für EWG-Bauartzulassung 
Beispiel: 



EWG-Zulassung, erteilt vom metrologischen Dienst 
der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1966. 

Kennummer der EWG-Zulassung. 

6.2. Zeichen für EWG-Zulassung mit begrenzter 
Wirkung 

Beispiel: 



EWG-Zulassung mit begrenzter Wirkung, erteilt 
vom metrologischen Dienst der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahre 1966. 

Kennummer der EWG-Zulassung mit begrenzter 
Wirkung. 

6.3. Zeichen für die Befreiung von der EWG- 
Bauartzulassung 

Beispiel: 



In Deutschland im Jahre 1966 hergestelltes und nicht 
EWG-Bauart-zulassungspflichtiges Meßgerät. 

Bezugsnummer der nicht EWG-Bauart-zulassungs- 
pflichtigen Geräteart, falls dieselbe in einer Einzel- 
richtlinie vorgesehen ist. 
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Anhang II 


E W G-Ersteichung 


1. Allgemeines 

1.1. Die Ersteichung kann in einem oder meh- 
reren Vorgängen (im allgemeinen zwei) er- 
folgen. 

1.2. Vorbehaltlich der in den Einzelrichtlinien 
festgelegten Bestimmungen: 

1.2.1. erfolgt die EWG-Ersteichung in 
einem einzigen Vorgang bei solchen 
Meßgeräten, die beim Verlassen des 
Herstellerbetriebes ein einheitliches 
Ganzes darstellen, d. h. die grund- 
sätzlich ohne vorherige Ausein- 
andernahme an den Gebrauchsort 
überführt werden können; 

1.2.2. erfolgt die EWG-Ersteichung in zwei 
oder mehreren Vorgängen bei sol- 
chen Meßgeräten, deren ordnungs- 
gemäße Arbeitsweise von den Ein- 
bau- bzw. Verwendungsbedingungen 
abhängt; 

1.2.3. soll der erste Teil des Eichvorganges 
ermöglichen, vor allem die Überein- 
stimmung des Meßgerätes mit der 
zugelassenen Bauart oder - bei nicht 
bauartzulassungspflichtigen Gerä- 
ten - mit den für sie geltenden Vor- 
schriften zu gewährleisten. 

2. Ort der EWG-Ersteichung 

2.1. Bei den in einem Vorgang geprüften Meß- 
geräten erfolgt die Eichung nach Gutdün- 
ken des metrologischen Dienstes: 

— im Amt, 

— beim Hersteller, 

— bei den in den Einzelrichtlinien vorge- 
sehenen Fällen am Aufstellungsort. 

2.2. Bei den in zwei oder mehr Phasen geprüf- 
ten Meßgeräten erfolgt die Eichung durch 
den jeweils örtlich zuständigen metrologi- 
schen Dienst. 

2.2.1. Der letzte Eichvorgang hat am Auf- 
stellungsort zu erfolgen. 

2.2.2. Für die anderen Eichvorgänge gelten 
die Vorschriften von Punkt 2.1. 

2.3. Wird die Eichung außerhalb des metrologi- 
schen Dienstes vorgenommen, so hat der 
Antragsteller auf Wunsch des befaßten 
metrologischen Dienstes 


— diesem die Normalgeräte sowie das 
Material und das zusätzliche Personal 
zur Verfügung zu stellen, die für die 
Eichung nach den Einzelrichtlinien er- 
forderlich sind, 

— eine Abschrift der EWG-Zulasungs- 
bescheinigung vorzulegen. 

3. Anbringung des Stempels der EWG-Ersteichung 

3.1. Stempel der EWG-Ersteichung 

3.1.1. Vorbehaltlich der Bestimmungen in 
den Einzelrichtlinien kommen fol-, 
gende Stempel für die EWG-Erst- 
eichung in Betracht: 

3. 1.1.1. Der endgültige EWG-Eich- 
stempel, der aus zwei Zei- 
chen besteht: 

a) Das erste Zeichen wird 
durch ein kleines „e" ge- 
bildet, das: 

— in der oberen Hälfte 
das Kenzeichen des 
Landes, in dem die 
Ersteichnung vorge- 
nommen wurde (B für 
Belgien, D für Deutsch- 
land, F für Frankreich, 
I für Italien, L für 
Luxemburg, NL für die 
Niederlande), trägt, 
sowie erforderlichen- 
falls eine oder zwei 
Ziffern, die auf eine 
gebietliche Untertei- 
lung hinweisen, 

— in der unteren Hälfte 
die Kennummer des 
Prüfers oder des Am- 
tes trägt, 

b) das zweite Zeichen be- 
steht aus den beiden letz- 
ten Ziffern der Jahreszahl 
in einer sechseckigen Um- 
randung. 

3. 1.1. 2. Der Stempel für die teilweise 
durchgeführte EWG-Erst- 
eichung besteht lediglich aus 
dem ersten Zeichen. Es dient 
erforderlichenfalls auch als 
Sicherungsstempel. 
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3.2. Anbringung der Stempel 

3.2.1. Der endgültige EWG*Eichstempel 
wird an der hierfür vorgesehenen 
Stelle des vollständig geprüften 
und als mit den EWG-Vorschriften 
übereinstimmend anerkannten Meß- 
gerätes angebracht. 

3.2.2. Der EWG-Stempel für die Teil- 
eichung wird angebracht: 

3.2.2. 1. Bei der Eichung in mehreren 
Vorgängen auf dem Meßge- 
rät bzw. Meßgeräteteil, das 


die Bedingungen für die 
nicht am Gebrauchsort vorge- 
schriebenen Vorgänge er- 
füllt, und zwar an der Stelle 
der Befestigungsschrauben 
des Stempelschildes oder an 
einer beliebigen anderen, in 
den Einzelrichtlinien vorge- 
schriebenen Stelle. 

3. 2. 2. 2. Als Sicherungsstempel in 
allen Fällen, und zwar an 
den in den Einzelrichtlinien 
festgelegten Stellen. 


Anhang III 


Eichzeichen der Ersteichung 
für die Stempelung von Meßgeräten, die die 
EWG-Richtlinien erfüllen 


l. Form, Abmessungen und Umrisse der Buch- 
staben und Zahlen für die Stempel der EWG- 
Ersteichung gemäß § 3, Anhang II dieser Richt- 
linie werden durch beiliegende Zeichnungen 
festgelegt; die beiden ersten Zeichnungen stellen 
die Einzelteile des Stempels dar, die dritte zeigt | 
ein Beispiel für die Gesamtausführung des Stem- 
pels. Die in den Zeichnungen angegebenen Ab- 
messungen sind Relativwerte und sind auf den 
Durchmesser des um den Kleinbuchstaben e um- 


schriebenen Kreises sowie des sechseckigen Fel- 
des bezogen. 

Die tatsächlichen Durchmesser des umschriebe- 
nen Kreises der Stempelzeichen sind 1,6 mm; 
3,2 mm; 6,3 mm; 12,5 mm. 

2. Die metrologischen Dienste der Mitgliedstaaten 
übermitteln sich gegenseitig die Originalzeich- 
nungen der Stempel für die Ersteichung nach den 
aus der Anlage ersichtlichen Mustern. 
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Begründung 


L Allgemeines 

Die Kommission hat dem Rat am 14. April 1966 *) 
einen Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über 
Meßgeräte im allgemeinen übermittelt, die eine 
vollständige Harmonisierung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Meß- 
geräte vorsieht. 

Hierfür werden in dieser allgemeinen Richtlinie die 
EWG-Meßgeräte definiert, eine Anzahl Grundsätze 
und Verfahren festgelegt sowie Einzelrichtlinien für 
die verschiedenen Meßgerätekategorien vorge- 
sehen, in denen die gemeinsamen technischen Be- 
dingungen über Bau, Genauigkeit und Arbeitsweise 
dieser Geräte festgesetzt sind. 

Außerdem schreibt sie vor, daß in den Einzelricht- 
linien die Frist festgesetzt wird, innerhalb derer die 
einzelstaatlichen Vorschriften durch die Gemein- 
schaftsvorschriften abgelöst werden müssen. 

Die Kommission hat dieser allgemeinen Richtlinie 
drei Einzelrichtlinien beigegeben, deren eine sich 
auf zylindrische Gewichte, die zweite auf Block- 
gewichte und die dritte auf medizinische Thermo- 
meter bezieht, und die sämtlich auf eine vollstän- 
dige Harmonisierung abzielen. 

In der Zwischenzeit hat die Kommission weitere 
fünf Vorschläge von Einzelrichtlinien vorgelegt, die 
jedoch sämtlich auf die Lösung der Teilharmoni- 
sierung abgestellt sind. 

Die Lösung der Alternativharmonisierung unter- 
scheidet sich in diesem Zusammenhang von der Ge- 
samtharmonisierung durch die Tatsache, daß sie 
keine Daten vorschreibt, bis zu denen die Mitglied- 
staaten die inländischen Vorschriften für Meßgeräte 
von ähnlicher wie der in den Einzelrichtlinien er- 
wähnten Bauart außer Kraft setzen müssen. Sie ver- 
folgt vielmehr das Ziel, die Rechtsbedingungen zu 
schaffen, die eine Anwendung beider Regelungen, 
sowohl der gemeinschaftlichen wie der nationalen 
ermöglichen. Mit anderen Worten, die Gemein- 
schaftsbestimmungen werden parallel mit den inlän- 
dischen Vorschriften angewendet. Meßgeräte aus 
den Mitgliedstaaten müssen, um zur Einfuhr zuge- 
lassen zu werden, entweder die Gemeinschaftsvor- 
schriften oder die Vorschriften des einführenden 
Mitgliedstaates erfüllen. 

Der anliegende Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten betreffend allgemeine Vorschriften 
über Meßgeräte und Meß- und Prüfmethoden, der 
gemäß Artikel 149 Absatz 2 des Vertrags den frühe- 
ren Vorschlag einer allgemeinen Richtlinie für Meß- 
geräte ändert, ist so abgefaßt, daß er sowohl die 
Lösung der vollständigen Harmonisierung als die 
der Teilharmonisierung möglich macht. 


I Aus den Diskussionen, die seit 1966 sowohl im Rat 
' über das am 28. Mai 1969*) verabschiedete „Allge- 
meine Programm zur Beseitigung der technischen 
Handelshemmnisse, die sich aus der Unterschied- 
i lidikeit der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
I der Mitgliedstaaten ergeben", als auch in den Ar- 
I beitsgruppen der Kommission stattgefunden haben, 

I zeigte sich, daß es unmöglich ist, bereits jetzt alle 
I Fälle der totalen Harmonisierung der Vorschriften 
i über Meßgeräte vorzusehen, da hierfür eine Anzahl 
I Vorbedingungen noch nicht erfüllt sind. 

I Für bestimmte Meßgeräte würde die Lösung der 
totalen Harmonisierung nämlich innerhalb einer 
relativ kurzen Frist grundsätzlich die Angleichung 
zahlreicher Vorschriften voraussetzen, die sich auf 
j folgende Fragenkomplexe erstrecken: 

I — unterschiedliche Handhabung des Geltungs- 
I bereichs der einzelstaatlichen Regelwerke, die 
1 derart voneinander abweichen können, daß in 
: einem Mitgliedstaat alle Meßgeräte einer be- 

! stimmten Kategorie geprüft werden, in einem 
anderen nur solche, die im geschäftlichen und 
steueramtlichen Verkehr verwendet werden, in 
i anderen Mitgliedstaaten wiederum überhaupt 
; keine; 

— unterschiedliche Prüfverfahren, in der Weise, 
daß die gleiche Meßgerätekategorie in einem 
Mitgliedstaat alle Verfahren der klassischen 

, Kontrolle durchlaufen muß, in einem anderen 
Mitgliedstaat nur eine einzige, während wieder 
! in einem anderen Mitgliedstaat nur eine nach- 
trägliche Prüfung stattfindet oder der Hersteller 
, die Einhaltung der Vorschriften und die Aus- 
I führung der Prüfungen selbst verbürgen muß; 

— unterschiedliche Tragweite der Prüfverfahren: 
eine Bauartzulassung kann besagen, daß ein Ge- 
rät zur Ersteichung zugelassen ist oder daß es 
gegebenenfalls nach erfolgter Prüfung in den 
Verkehr gebracht werden kann; 

— Unterschiedlichkeit der Personen, die in den Mit- 
gliedstaaten zu verbürgen haben, daß bestimmte 
Meßgeräte amtlich geprüft worden sind, z. B. 
der Hersteller oder der Benutzer; 

— die Tatsache, daß die unterschiedlichen Prüfver- 
fahren auf nationalen Texten oder auf natio- 
nalen Überlieferungen beruhen; 

— die Tatsache, daß Organisation und Mittel der 
metrologischen Dienste zu stark voneinander 
abweichen; 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 182 
vom 12, Oktober 1966 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 76/1 
vom 17. Juni 1969 
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— die Unterschiedlichkeit der Prüfgebühren für 
Prüfungen, die grundsätzlich die gleichen sind; 

• — Evolution der meß- und prüf technischen Konzep- 
tionen in den Mitgliedstaaten. Manche Mitglied- 
staaten nehmen z. B. Prüfungen nachträglich vor, 
d. h. durch technische Stichprobenkontrollen bei 
Geräten, die sich in Betrieb befinden, oder durch 
Übertragung der Prüfungen auf spezialisierte 
und besonders gut ausgerüstete Benutzer. So 
werden z. B, bestimmte Prüfungen auf dem Ge- 
biet der Elektrizitätszähler durch sogenannte 
„beliehene Unternehmen'' (Prüfämter) durchge- 
führt. Diese Kontrollen durch Prüfämter werden 
künftig auch auf Gaszähler und Wasserzähler 
ausgedehnt werden. 

Dagegen ist die Lösung der Teilharmonisierung 
(Alternativlösung) genügend elastisch, um den Un- 
ternehmern den Zugang zum gesamten Gemein- 
schaftsmarkt zu ermöglichen, ohne daß sie gezwun- 
gen sind, sich sechs verschiedenen Vorschriften- 
werken anzupassen und ihre Geräte zahllosen Kon- 
trollen unterziehen zu müssen, da die gegenseitige 
Anerkennung der Kontrollen und der Prüfbescheini- 
gungen in jeder Einzelrichtlinie vorgesehen ist. 

Wenn ihr hingegen die Bedingungen erfüllt zu sein 
scheinen, um die Gesamtharmonisierung zu voll- 
ziehen, so wird die Kommission entsprechende Maß- 
nahmen treffen (Artikel 1 Absatz 3 ). 

Da bei den Richtlinienvorschlägen über zylindrische 
Gewichte und Blockgewichte sowie über medi- 
zinische Thermometer die totale Harmonisierung 
offensichtlich nicht auf unüberwindliche Schwierig- 
keiten trifft, beabsichtigt die Kommission nicht, die 
daselbst vorgeschlagene Harmonisierungslösung zu 
ändern. 


II. Erläuterungen zum Richtlinienvorschlag, 
Artikel für Artikel 


i positiv, so erhält der Hersteller eine Bescheinigung, 

; die gewissermaßen eine Genehmigung zur Serien- 
I fertigung darstellt. 

I Das zweite Stadium dieses doppelten Verfahrens 
I der meßtechnischen Prüfung wird Ersteichung ge- 
I nannt. Diese besteht darin, jedes einzelne Gerät auf 
I einwandfreies Arbeiten und auf Einhaltung der vor- 
j geschriebenen Fehlergrenzen zu prüfen, 
i 

In den Mitgliedstaaten sind die beiden Stadien dic- 
I ses doppelten Prüfverfahrens nicht immer vorge- 
! schrieben, besonders bei einfachen Meßgeräten. In 
! solchen Fällen wurde in den Gemeinschaftsricht- 
j linien über zylindrische Gewichte und Blockge- 
' Wichte sowie über medizinische Thermometer je- 
1 weils nur eines der beiden Stadien vorgeschrieben, 
i nämlich die Ersteichung. Dies besagt, daß kein Mit- 
1 gliedstaat für die Einfuhr, Vermarktung und Ver- 
i Wendung dieser Geräte eine EWG-Bauartzulassung 
I bzw. eine inländische Genehmigung dieser Art ver- 
I langen kann. 

j In den Fällen, in denen in der Einzelrichtlinie 
j keinerlei Prüfregelung vorgeschrieben ist, d. h. we- 
' der die beiden Prüfstadien noch eines hiervon, gilt 
die im einführenden Mitgliedstaat geltende Kon- 
trollregelung als Grundlage für die anzuwendende 
Gemeinschaftsregelung, nämlich entweder beide 
Prüfstadien oder ein einziges Prüfverfahren oder 
keines derselben, wenn in diesem Mitgliedstaat für 
die betreffende Meßgerätekategorie kein Prüfzwang 
besteht. 

Zweck des Artikel 2 betreffend die EWG-Bauart- 
zulassung ist - in derselben Weise wie dies in den 
inländischen Vorschriften über Bauartzulassung ge- 
schieht " eine grundsätzliche Genehmigung für ein 
oder mehrere Meßgerätetypen auszusprechen, wenn 
diese die in der einschlägigen Einzelrichtlinie vor- 
geschriebenen Fehlergrenzen einhalten und beim 
Dauerversuch ausreichende Gewähr für die Bei- 
behaltung ihrer meßtechnischen Eigenschaften ver- 
bürgen. 


Der Aufbau des früheren Richtlinienvorschlags 
wurde vollständig beibehalten. 

Artikel 1 definiert die Bedingungen für die Ver- 
marktung und Verwendung der Meßgeräte, die die 
Gemeinschaftsvorschriften erfüllen und eine Beglau- 
bigung in Form der EWG-Bauartzulassung und der 
EWG-Ersteichung - bzw. einer von beiden - oder in 
einer anderen, durch Einzelrichtlinie festgesetzten 
Form erhalten haben. 

In allen Mitgliedstaaten hat sich nämlich seit langer 
Zeit ein doppeltes Verfahren der metrologischen 
Prüfung eingebürgert, dessen erstes Stadium Bau- 
artzulassung genannt wird und bei dem sich die aus- 
führlichen Untersuchungen, Prüfungen und Ver- 
suche auf ein oder mehrere Prototypen erstrecken. 
Eine Bauartzulassung wird normalerweise bei 
einem metrologischen Dienst für ein Gerät bean- 
tragt, dessen Konzeption und technische Ausführung 
neu sind. Sind die Ergebnisse der Bauartprüfung 


Hat ein Hersteller die EWG-Bauartzulassung erhal- 
ten, so hat er praktisch die Gewißheit, daß die in 
Übereinstimmung mit der genehmigten Bauart her- 
gestellte Meßgeräteserie mit Erfolg die für die Erst- 
eichung vorgeschriebenen Prüfungen besteht, d. h. 
die letzte Kontrolle vor Inbetriebnahme bzw. un- 
mittelbar nach der Fertigung. 

In Absatz 1 von Artikel 2 wird der Grundsatz aus- 
gesprochen, daß der Hersteller oder sein Vertreter 
|. die EWG-Bauartzulassung sowohl für das eigent- 
I liehe Meßgerät als auch für Zusatzeinrichtungen in 
I Anspruch nehmen kann. 

Die Absätze 2, 3 und 4 des gleichen Artikels be- 
zwecken, die mit der Bauartzulassung zusammen- 
hängenden verwaltungstechnischen Fragenkom- 
plexe zu erfassen. 

Artikel 3 setzt die Bedingungen fest, denen Zusatz- 
einrichtungen genügen müssen, die an Meßgeräte 
angebaut oder in diese eingebaut werden. 


14 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drudksadie VI/1091 


Artikel 4 schreibt vor, daß, wenn eine oder mehrere 
Meßgerätebauarten die Prüfung ihrer Konstruktion, 
ihrer technischen Ausführung, der Fehlergrenzen so- 
wie der Beibehaltung ihrer meßtechnischen Eigen- 
schaften im Dauerversuch bestanden haben, der 
Mitgliedstaat, der die Prüfung ausgeführt hat, eine 
EWG-Bauartzulassungsbescheinigung ausstellt und 
diese dem Antragsteller übermittelt, der seinerseits 
berechtigt ist, auf jedem mit der Bauart überein- 
stimmenden Gerät das Zulassungszeichen anzubrin- 
gen. Der Hersteller oder sein Vertreter kann nun- 
mehr die mit diesem Zeichen versehene Meßgeräte- 
serie zur Ersteichung vorführen, oder, wenn diese 
Prüfung nicht erforderlich ist, dieselbe auf den 
Markt bringen. 

Artikel 5 schreibt vor, daß die Dauer der EWG- 
Bauartzulassung zehn Jahre beträgt und verlängert 
werden kann. 

Der Artikel schreibt ferner vor, daß eine EWG-Bau- 
artzulassung begrenzt werden kann. Die Einschrän- 
kung kann sich auf die Gültigkeitsdauer, auf die 
Anzahl der hergestellten Geräte oder auf die Zu- 
weisung bestimmter Aufstellungsorte beziehen. 

Die EWG-Bauartzulassung mit begrenzter Wirkung 
verfolgt den Zweck, eine EWG-Bauartzulassung 
auch bei solchen Meßgeräten zu ermöglichen, deren 
Konstruktion oder technische Ausführung völlig 
neu ist. 

In diesem Fall müssen bestimmte Vorkehrungsmaß- 
nahmen getroffen werden. 

Artikel 6 sieht den Fall vor, daß eines der Stadien 
des doppelten Verfahrens der meßtechnischen Kon- 
trolle, nämlich das erste, d. h. die EWG-Bauartzu- 
lassung, kraft Einzelrichtlinie in Wegfall kommen 
kann. Nur die EWG-Ersteichung bleibt in diesem 
Falle obligatorisch, wenn sie in einer Einzelrichtlinie 
vorgeschrieben oder, falls nicht vorhanden, vom 
Mitgliedstaat, für den das Meßgerät bestimmt ist, 
verlangt wird. 

Artikel 7 schreibt die Bedingungen vor, unter denen 
eine EWG-Bauartzulassung widerrufen werden 
kann oder muß. 

Artikel 8 über die EWG-Ersteichung hat ~ wie die 
durch inländische Bestimmungen vorgeschriebene 
Ersteichung - den Zweck, Meßgeräte in Dienst zu 
stellen, die im geschäftlichen und steueramtlichen 
Verkehr alle unbedingt erforderlichen meßtech- 
nischen Garantien verbürgen (Beispiel: straßenpoli- 
zeiliche Kontrolle, Durchführung von Messungen für 
fiskalische oder Zollkontrollen). 

Artikel 9 schreibt die verwaltungstechnischen 
Modalitäten sowie die technischen Prüfungen vor, 
die der mit der Ersteichung beauftragte metrolo- 
gische Dienst vorzunehmen hat. 

Artikel 10 schreibt vor, daß die Mitgliedstaaten auf 
jedem Gerät, das die für die Eichung vorgeschriebe- 
nen Prüfungen und Kontrollen mit Erfolg durch- 
laufen hat, den Stempel der EWG-Ersteichung anzu- 
bringen haben. 


Absatz 2 dieses Artikels weist darauf hin, daß Aus- 
führung und Merkmale der Stempel für die EWG- 
Ersteichung in Anhang III festgelegt sind. 

Artikel 11 sieht den Fall vor, daß kraft Einzelricht- 
linie befreit werden. 

Lediglich die EWG-Bauartzulassung bleibt obliga- 
torisch, wenn sie in einer Einzelrichtlinie vorge- 
sehen oder vom einführenden Mitgliedstaat vorge- 
schrieben ist. 

Durch Kombination der Artikel 6 und 1 1 besteht die 
Möglichkeit, Meßgeräte von jeder EWG-Bauart- 
zulassung und jeder EWG-Ersteichung zu befreien. 
In diesem Falle werden in der Einzelrichtlinie die 
speziellen Prüfbedingungen festgelegt. 

Artikel 12 bezweckt, jede Verwechslung zwischen 
EWG-Zeichen und -Stempeln und Zeichen oder 
Stempeln inländischer Herkunft zu verhindern. 

Artikel 13 betrifft die Verkehrsfehlergrenzen. Er 
berücksichtigt die Stellungnahmen des Europäischen 
Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses. Die Arbeiten innerhalb der verschiedenen 
Arbeitsgruppen haben nämlich die Notwendigkeit 
hervortreten lassen, bestimmte Verkehrsfehlergren- 
zen vorzusehen, um jeder etwaigen Diskriminierung 
von in Betrieb befindlichen EWG-Meßgeräten zu- 
vorzukommen. 

Artikel 14 ist neu. Er ist für bestimmte Fälle der 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten vorgesehen, in denen nicht nur Meßgeräte als 
solche, sondern auch Meß- und Prüfverfahren erfaßt 
werden, insbesondere die Prüfung mittels Stichpro- 
ben, ferner komplexe Meßverfahren, wie z. B. die 
Vermessung der Tanks von Tankschiffen und Tank- 
wagen, die Messung der Schüttdichte von Getreide, 
bei denen das Meßverfahren als solches entschei- 
dend ist. 

Die Artikel 15, 16 und 17 regeln die Frage der An- 
passung der Richtlinien an den technischen Fort- 
schritt. Die Regelung dieses Problems wurde eben- 
falls vom Europäischen Parlament und vom Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß empfohlen. Die Artikel 
lehnen sich vollständig an die Entschließung des 
Rates vom 28. Mai 1969 im Rahmen des Allgemei- 
nen Programms an, in der die Mittel zur Anpassung 
der Richtlinien an den technischen Fortschritt be- 
handelt werden. 

Artikel 18, 19 und 20 enthalten Schlußbe- 

stimmungen. 

Die Anhänge I und II wurden nicht geändert. 

In Anhang III werden Muster für die Ausführung 
und Merkmale der Stempel für die Ersteichung fest- 
gelegt, die an Meßgeräten anzubringen sind, welche 
die Vorschriften einer EWG-Einzelrichtlinie erfül- 
len. Im ersten Richtlinienvorschlag war vorgesehen 
worden, daß Ausführung und Merkmale dieser 
Stempel von der Kommission bestimmt würden. 
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Anlage zur Begründung 


1. Belgien 

— Gesetz vom 1. Oktober 1855, geändert durch 
Gesetz vom 1. August 1922 und durch König- 
lichen Erlaß Nr. 79 vom 28. November 1939 

2. Deutschland 

— Maß- und Gewichtsgesetz vom 13. Dezember 
1935 

— Gesetz über das Meß- und Eichwesen 
(Eichgesetz) vom 9. Mai 1969 

— Eichordnung 

3. Frankreich 

— Gesetz vom 4. Juli 1837, geändert durch Ge- 
setz vom 15. Juli 1944, über das metrische 
System und die Eichung von Maßen und 
Gewichten 

— Dekret vom 30. November 1944 über eine 
behördliche Regelung betr. die Prüfung von 
Meßgeräten 

— Dekret vom 3. Mai 1961 geändert durch 
Dekret vom 5. Januar 1966 über die Einheiten 
im Meßwesen und die Prüfung von Meß- 
geräten 


4. Italien 

— Maß- und Gewichtgesetz (Leggi sui Pesi e 
sulle Misure) vom 23. August 1890 Nr. 7088 
nebst Änderungen 

— Regelung über die Herstellung von Gewich- 
ten, Maßen sowie von Wägeeinrichtungen 
und Meßgeräten vom 11. Juni 1902 nebst 
Änderungen 

5. Luxemburg 

— Maß- und Gewichtsgesetz vom 17. Mai 1882 

— Großherzoglicher Erlaß vom 30. Mai 1882 für 
die Durchführung des Maß- und Gewichts- 
gesetzes 

6. Niederlande 

— Gesetz über die Eichung von Meßgeräten 
vom 22. April 1937, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 6. Juni 1968 

— Königlicher Erlaß (besluit) vom 29. April 
1939, zuletzt geändert durch Königlichen Er- 
laß vom 6. Januar 1962 
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